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Geſetz-Sammlung 
0 für die 
Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


— Nr. 8. — 


(Nr. 5030.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 28. Februar 1859., betreffend das den Kreisftänden 
des Kreiſes Heiligenſtadt verliehene Recht zur Chauſſeegeld-Erhebung 
auf den Straßen von Heiligenſtadt nach Wanfried, von Udra nach Wahl⸗ 
hauſen und vom Beberberge bei Heiligenſtadt uͤber Guͤnterode bis zur 
Grenze des Kreiſes Worbis. 


Als Ihren Bericht vom 21. Februar d. J. will Ich den Kreisſtaͤnden des 
Kreiſes Heiligenſtadt, Regierungsbezirks Erfurt, in Verfolg Meines Erlaſſes 
vom 20. September v. J. und unter Aufrechthaltung der uͤbrigen Beſtimmun⸗ 
gen Meines Erlaſſes vom 29. April 1848. das Recht verleihen, auf den Stra⸗ 
ßen von Heiligenſtadt nach Wanfried, von Udra nach Wahlhauſen und vom 
Beberberge bei Heiligenſtadt uͤber Guͤnterode bis zur Grenze des Kreiſes Wor— 
bis ein Chauſſeegeld nach den vollen Saͤtzen des für die Staats⸗Chauſſeen je⸗ 
desmal geltenden Tarifs zu erheben. 


Dieſer Erlaß iſt durch die Geſetz-Sammlung zur öffentlichen Kenntniß 
zu bringen. 


Berlin, den 28. Februar 1859. 
Im Namen Sr. Majeftät des Königs: 
Wilhelm, Prinz von Preußen, Regent. 
v. d. Heydt. v. Patow. 


An den Miniſter fuͤr Handel, Gewerbe und oͤffentliche Arbeiten 
und den Finanzminiſter. 


Jahrgang 1859. (Nr. 5030-5031.) 14 (Nr. 5031.) 
Ausgegeben zu Berlin den 4. April 1859. 
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(Nr. 5031.) Privilegium wegen Ausgabe auf jeden Inhaber lautender Bromberger Stadt⸗ 
Obligationen zum Betrage von 100,000 Rthlrn. Vom 14. März 1859. 


Im Namen Sr. Majeſtät des Königs. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Prinz von Preußen, 
Regent. 


Nachdem der Magiſtrat und die Stadtverordneten zu Bromberg darauf 
angetragen haben, zur Einrichtung einer ſtaͤdtiſchen Gasbeleuchtung eine Anleihe 
mittelſt auf den Inhaber lautender und mit Zinsſcheinen verſehener Stadt⸗ 
Obligationen aufnehmen zu dürfen, ertheilen Wir in Gemäßheit des H. 2. des 
Geſetzes vom 17. Juni 1833. wegen Ausſtellung von Papieren, welche eine 
Zahlungsverbindlichkeit gegen jeden Inhaber enthalten, durch gegenwaͤrtiges 
Privilegium zur Ausſtellung von Einhundert tauſend Thalern Bromberger 
Stadt⸗Obligationen, welche nach dem anliegenden Schema, und zwar in 100 

a Apoints zu 100 Thalern, in 100 Apoints zu 200 Thalern, in 100 Apoints 
zu 400 Thalern und in 50 Apoints zu 600 Thalern auszufertigen, mit fuͤnf 
vom Hundert jaͤhrlich zu verzinſen und, von Seiten der Glaͤubiger unkuͤndbar, 
nach dem feſtgeſtellten Tilgungsplane in acht und dreißig Jahren, von der Aus⸗ 
gabe an gerechnet, zu amortiſiren ſind, mit Vorbehalt der Rechte Dritter die 
landesherrliche Genehmigung, ohne jedoch dadurch den Inhabern der Obliga⸗ 
tionen in Anſehung ihrer Befriedigung eine Gewaͤhrleiſtung Seitens des Staats 
zu bewilligen. 


Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Koͤniglichen Inſiegel. 5 
Gegeben Berlin, den 14. Maͤrz 1859. 


(L. S.) Wilhelm, Prinz von Preußen, Regent. 


Flottwell. v. d. Heydt. v. Patow. 


Pro⸗ 
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provinz Poſen, Regierungsbezirk Bromberg. 


Obligation 
der Regierungsbezirks⸗Stadt Bromberg 
ö Nr 95 
Aber „ Rthlr. Preußiſch Kurant, 
verzinslich mit fünf Prozent. 


Die Stadtgemeinde Bromberg verſchuldet dem Inhaber dieſer Seitens des 
Glaͤubigers unkuͤndbaren Verſchreibung die Summe von Rthlrn., deren 
Empfang der unterzeichnete Magiſtrat beſcheinigt. Dieſe Schuldſumme bildet 
einen Theil des zur Einrichtung einer Gasbeleuchtung in Gemaͤßheit des Al⸗ 
lerhoͤchſten Privilegiums vom ten 5 aufgenommenen Dar⸗ 
lehns von 100,000 Rthlrn. 


Die Rückzahlung dieſes Darlehns geſchieht vom Jahre 1861. ab allmaͤ⸗ 
lig aus einem zu dieſem Behufe gebildeten Tilgungsfonds von wenigſtens 
Einem Prozent jährlich, unter Zuwachs der Zinſen von den getilgten Schuld— 
verſchreibungen, nach Maaßgabe des genehmigten Tilgungsplanes. 


Die Folgeordnung der Einloͤſung der Schuldverſchreibungen wird durch 
das Loos beſtimmt. Die Auslooſung erfolgt vom Jahre 1861. ab in den Mo⸗ 
naten April und Oktober jeden Jahres. Die Stadtgemeinde Bromberg be— 
halt fi) das Recht vor, den Tilgungsfonds durch größere Auslooſungen zu 
verſtaͤrken, ſowie ſaͤmmtliche noch umlaufende Schuldverſchreibungen zu kuͤndi⸗ 
gen. Die ausgelooſten, ſowie die gekuͤndigten Schuldverſchreibungen werden 
unter Bezeichnung ihrer Buchſtaben, Nummern und Beträge, ſowie des Ter— 
mins, an welchem die Ruͤckzahlung erfolgen ſoll, dem naͤchſtfolgenden 1. Ok⸗ 
tober beziehungsweiſe 1. April, oͤffentlich bekannt gemacht. Dieſe Bekannt⸗ 
machung erfolgt fuͤnf, vier und drei Monate vor den Zahlungsterminen in dem 
Amtsblatte der Königlichen Regierung zu Bromberg, in dem hieſigen Wochen⸗ 
blatt, dem hieſigen Kreisblatt und dem Preußiſchen Staats-Anzeiger. 


i Sollte eines oder das andere der bezeichneten Blätter eingehen, ſo be⸗ 
ſtimmt der Magiſtrat mit Genehmigung der ‚Königlichen Regierung zu Brom⸗ 
5 in BR anderen Blatte ſtatt des eingegangenen die Bekanntmachung 
erfolgen ſoll. 


„Bis zu dem Tage, an welchem ſolchergeſtalt das Kapital zuruͤckzuge⸗ 
ben ift, wird es in halbjährlichen Terminen, am 1. April und am 1. Oktober, 
mit fuͤnf Prozent jaͤhrlich in gleichen Muͤnzſorten mit jenem verzinſet. 


Die Auszahlung der Zinſen und des Kapitals erfolgt gegen bloße Ruͤck⸗ 
gabe der ausgegebenen Zinskupons, beziehungsweiſe dieſer E f 
(Nr, 5031.) 14* ei 
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bei der Stadt⸗Kaͤmmereikaſſe zu Bromberg mit dem Eintritt des Faͤlligkeits⸗ 
termins. 

Die Zinſen koͤnnen jedoch auch in Berlin an dem in den vorgedachten 
öffentlichen Bekanntmachungen jedesmal zu bezeichnenden Orte in den Faͤllig⸗ 
keitsterminen erhoben werden. 

Mit der zur Empfangnahme des Kapitals praͤſentirten Schuldverſchreibung 
find auch die dazu gehörigen Zinskupons der ſpaͤteren Faͤlligkeitstermine zus 
ruͤckzuliefern. Fuͤr die fehlenden Zinskupons wird der Betrag vom Kapitale 
abgezogen. 

Die gekuͤndigten Kapitalbetraͤge, welche innerhalb dreißig Jahren nach 
dem Ruͤckzahlungstermine nicht erhoben werden, ſowie die innerhalb vier Jahren 
nicht erhobenen Zinſen, verjaͤhren zu Gunſten der Stadtgemeinde Bromberg. 

Das Aufgebot und die Amortiſation verlorener oder vernichteter Schuld⸗ 
verſchreibungen erfolgt nach Vorſchrift der Allgemeinen Gerichts⸗Ordnung Th. I. 
Tit. 51. H. 120. seg. bei dem Königlichen Kreisgerichte zu Bromberg. 

Zinskupons konnen weder aufgeboten, noch amortiſirt werden. Doch foll 
demjenigen, welcher den Verluſt von Zinskupons vor Ablauf der vierjaͤhrigen 
Verjaͤhrungsfriſt bei dem Magiſtrat in Bromberg anmeldet und den ſtattgehab⸗ 
ten Beſitz der Zinskupons durch Vorzeigung der Schuldverſchreibung oder ſonſt 
in glaubhafter Weiſe darthut, nach Ablauf der Verjaͤhrungsfriſt der Betrag 
der angemeldeten und bis dahin nicht vorgekommenen Zinskupons gegen Quit⸗ 
tung ausgezahlt werden. 

Mit dieſer Schuldverſchreibung find ....- halbjaͤhrliche Zinskupons bis 
zum 1. April 1866. ausgegeben. Fuͤr die weitere Zeit werden Zinskupons fuͤr 
fünfjährige Perioden ausgegeben werden. 

Die Ausgabe einer neuen Zinskupons-Serie erfolgt bei der Stadt-Kaͤmme⸗ 
reikaſſe in Bromberg gegen Ablieferung des der aͤlteren Zinskupons⸗Serie 
beigedruckten Talons. Beim Verluſte des Talons erfolgt die Aushändigung 
der neuen Zinskupons -Serie an den Inhaber der Schuldverſchreibung, ſofern 
deren Vorzeigung rechtzeitig geſchehen iſt. 

Zur Sicherheit der hierdurch eingegangenen Verpflichtungen haftet die 
Stadtgemeinde Bromberg mit ihrem Vermoͤgen. 

Deſſen zu Urkunde haben wir dieſe Ausfertigung unter unſerer Unterſchrift 
ertheilt. N 

Bromberg, den en 8 18. 


Der Magiſtrat der Regierungsbezirks-Stadt Bromberg. 


(Facsimile der Unterſchrift des Magiftrats- Dirigenten und eines anderen 
Magiſtrats⸗Mitgliedes.) 


Eingetragen Fol. ..... 5 
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provinz poſen, Regierungsbezirk Bromberg. 


Erſter bis Zins - Kupon Serie 


zu der 


Obligation der Regierungsbezirks⸗Stadt Bromberg 


1 E über. ...= Thaler A fünf Prozent verzinslich 
Aber Thaler ..... Silbergroſchen ... Pfennige. 


Der Inhaber dieſes Zinskupons empfaͤngt gegen deſſen Ruͤckgabe am 
te e . . e 18.. und fpäter die Zinſen der vorbenannten Obligation 
für das Halbjahr vom e i de eee „ mit (in 
Buchſtaben Thalern Silbergroſchen .. Pfennigen bei der 
Stadt⸗Kaͤmmereikaſſe in Bromberg oder in Berlin an dem in den desfallſigen 
Öffentlichen Bekanntmachungen bezeichneten Orte. 


Bromberg, den en 18. 
Der Magiſtrat. 


(Facsimile der Unterſchrift des Magiſtrats-Dirigenten und eines anderen 
Magiſtrats-Mitgliedes.) 
Dieſer Zinskupon wird unguͤltig, wenn 


deſſen Geldbetrag nicht innerhalb vier Jahren, 
vom Tage der Faͤlligkeit ab, erhoben wird. 


Provinz Pofen, Xegierungsbezirk Bromberg. 


Talon 
zu der 
Obligation der Regierungsbezirks⸗Stadt Bromberg 
Littr 8 über Thaler zu fuͤnf Prozent verzinslich. 


Der Inhaber dieſes Talons empfaͤngt gegen deſſen Ruͤckgabe zu der 
(Ar 50845032) vor⸗ 
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vorbenannten Obligation die te Serie Zinskupons fuͤr die fuͤnf Jahre vom 
1. April 18.. bis 1. April 18.. bei der Stadt⸗Kaͤmmereikaſſe in Bromberg. 
Bromberg, denen nn 18. 


Der Magiſtrat. 


(Facsimile der Unterſchrift des Magiſtrats⸗ Dirigenten und eines anderen 
Magiſtrats⸗Mitgliedes.) 


(Ir. 5032.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 28. Februar 1859., betreffend die Einführung des 
Inſtituts der Schiedsmaͤnner in mehreren Kreiſen der Provinz Weſt⸗ 
phalen. 


Au Ihren Bericht vom 11. Februar d. J. genehmige Ich in Ausfuͤhrung 
des Geſetzes vom 4. März 1855. (Geſetz-Sammlung 1855. S. 181.) bier: 
durch, daß die Einfuͤhrung des Inſtituts der Schiedsmaͤnner in folgenden Krei⸗ 
ſen der Provinz Weſtphalen: Altena, Berleburg, Brilon, Dortmund, Hagen, 
Hamm, Lippſtadt, Meſchede, Olpe, Siegen und Soeſt, Regierungsbezirks Arns— 
berg; Bielefeld, Buͤren, Halle, Herford, Höxter, Luͤbbecke, Minden, Paderborn, 
Warburg und Wiedenbruͤck, Regierungsbezirks Minden; Ahaus, Coesfeld, Li- 
dinghauſen, Muͤnſter, Recklinghauſen, Steinfurt und Warendorf, Regierungs⸗ 
bezirks Muͤnſter; nach Maaßgabe der Order vom 12. Juli 1847., betreffend 
die Einfuͤhrung der Schiedsmaͤnner im Kreiſe Tecklenburg (Geſetz-Sammlung 
1847. S. 323.), auf Grund der von Ihnen eingereichten Verordnung, die 
auch im Kreiſe Tecklenburg zur Anwendung zu bringen iſt, und nach Ihren 
weiteren Anordnungen erfolge. 

Sie haben dieſe Meine Order durch die Geſetz-Sammlung, die von Ihnen 
eingereichte Verordnung aber durch die Regierungs-Amtsblaͤtter der Provinz 
Weſtphalen bekannt zu machen. 


Berlin, den 28. Februar 1859. 
Im Namen Sr. Majeſtaͤt des Koͤnigs: 
Wilhelm, Prinz von Preußen, Regent. 
Flottwell. Simons. 
An die Miniſter des Innern und der Juſtiz. 


(Nr. 5033.) 
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(Nr. 5033.) Verordnung, die Einführung des Geſetzes über die Herabſetzung des Eingangs- 
Zolles für Talg vom 31. Januar 1855., der Verordnung uͤber die Ein⸗ 
gangs⸗Zollſaͤtze von auslaͤndiſchem Zucker und Syrup vom 31. Mai 1858., 
des Geſetzes und der Verordnung vom 31. Maͤrz 1856. uͤber die Herab⸗ 
ſetzung der Taraverguͤtung fuͤr rohen Kaffee in Ballen oder Saͤcken, der 
Verordnung wegen Abaͤnderung des Vereins-Zolltarifs vom 27. Oktober 
1856. in dem Jadegebiete betreffend. Vom 14. Maͤrz 1859. 


Im Namen Sr. Majeſtät des Königs. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Prinz von Preußen, 
Regent, 


verordnen, in Gemäßheit des Geſetzes vom 14. Mai 1855. (Geſetz⸗Sammlung 
für 1855. S. 306.), auf den Antrag Unſeres Staatsminiſteriums, was folgt: 


Das Geſetz vom 31. Januar 1855., die Herabſetzung des Eingangs⸗ 
Zolles für Talg (Geſetz-Sammlung für 1855. S. 36.), ſowie die Verordnung 
über die Eingangs ⸗Zollſaͤtze von auslaͤndiſchem Zucker und Syrup vom 31. Mai 
1858. (Geſetz-Sammlung für 1858. S. 279.), ferner das Geſetz vom 31. März 
1856. und die Verordnung von demſelben Datum uͤber die Herabſetzung der 
Taraverguͤtung fuͤr rohen Kaffee in Ballen oder Saͤcken (Geſetz-Sammlung fuͤr 
1856. S. 174. und 175 — 176.), endlich die Verordnung wegen Abaͤnderung 
des Vereins-Zolltarifs vom 27. Oktober 1856. (Geſetz- Sammlung für 1856. 
S. 907 — 911.), werden hiermit in Unſerem Jadegebiete eingeführt. 


Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck- 
tem Koͤniglichen Inſiegel. 


Gegeben Berlin, den 14. Maͤrz 1859. 


(L. S.) Wilhelm, Prinz von Preußen, Regent. 


Fuͤrſt zu ee neee Flottwell. v. Auerswald. 
v. d. Heydt. imons. v. Schleinitz. v. Bonin. v. Patow. 
Gr. v. Puͤckler. v. Bethmann-Hollweg. 


(Nr. 5033—5034.) (Nr. 5034.) 
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(Nr. 5034.) Bekanntmachung über, die unterm 17. Januar 1859. erfolgte Allerhoͤchſte Be⸗ 
ſtaͤtigung des Revidirten Statuts der Neuen Berliner Hagelverſicherungs⸗ 
Geſellſchaft. Vom 14. März 1859. 


Dis Allerhoͤchſten Erlaß vom 17. v. M. ift die Abänderung des Statuts 
der auf Grund des Allerhöchften Erlaſſes vom 26. April 1832. unter dem 
Namen „Neue Berliner Hagelverſicherungsgeſellſchaft“ errichteten Aktiengeſell⸗ 
ſchaft genehmigt und das zu dieſem Behuf durch notariellen Akt vom 6. Ok⸗ 
tober v. J. anderweit feſtgeſtellte Statut der Geſellſchaft landesherrlich beſtaͤ⸗ 
tigt worden, was nach Vorſchrift des H. 3. des Geſetzes uber Aktiengeſellſchaf⸗ 
ten vom 9. November 1843. mit dem Bemerken bekannt gemacht wird, daß 
dieſes Statut durch das Amtsblatt der Koͤniglichen Regierung zu Potsdam 
und der Stadt Berlin zur öffentlichen Kenntniß gebracht werden wird. 


Berlin, den 14. Maͤrz 1859. 


Der Miniſter für Handel, Der Der Miniſter für die land⸗ 
Gewerbe RN liche Juſtiz⸗ wirthſchaftlichen Angele⸗ 


Arbeiten. Miniſter. genheiten. 
v. d. Heydt. Simons. Gr. v. Puͤckler. 


Redigirt im Büreau des Staats⸗Miniſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober- Hofbuchdruckerei 
(R. Decker). 


